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10000, 5000 – oder gar keine Flüchtlinge aus Afghanistan?
Linke Parteien fordern die Aufnahme von Vertriebenen, die SVP ist kategorisch dagegen – ihre Jungpartei irritiert mit einer Forderung an die USA

ANDRI ROSTETTER

Die Schweiz soll 10 000 Menschen aus
Afghanistan aufnehmen. Das forderten
SP und Grüne am Montag. «Auch wenn
dieTaliban in den letztenTagen anschei-
nend von systematischen Greueltaten
an der afghanischen Bevölkerung abge-
sehen haben, so ist es naiv und zu glau-
ben, dass dies so bleiben wird. Die Ge-
schichte zeigt, wie grausam die Taliban
vorgehen, sobald sie ihre Macht konsoli-
diert haben», schreibt die SP in einerMit-
teilung. Bis Dienstagnachmittag haben
rund 10 000 Personen eine Online-Peti-
tion der Kampagnenorganisation Cam-
pax für die sofortige Aufnahme von
Schutzsuchenden ausAfghanistan unter-
zeichnet. Die Petition fordert das SEM
und dasAussendepartement auf,mindes-
tens 5000 Menschen aufzunehmen.

Verschiedene Hilfsorganisationen
schlossen sich den Forderungen an,
allerdings ohne Zahlenangaben. «Wir
nennen selten konkrete Zahlen», sagt
Beat Gerber, der Sprecher vonAmnesty
International (AI) Schweiz. Es sei aber

nicht falsch, eine Zielvorgabe zu ma-
chen. In der Syrienkrise hat sich der
Bund bewegt, nachdem politische Par-
teien und Menschenrechtsorganisatio-
nen explizite Zahlen genannt hatten.

Rückführungen ausgesetzt

Angesichts der sich zuspitzenden Lage
in Afghanistan forderte AI Schweiz vor
einigenTagen den Zugang zu humanitä-
ren Visa für besonders gefährdete Per-
sonen. Tausende von Menschen, dar-
unter Exponenten der Zivilgesellschaft,
Mitarbeiter von internationalen Orga-
nisationen, Medienschaffende und Per-
sonen, die ausländischen Regierungen
Hilfe geleistet haben, seien unmittelbar
bedroht und müssten so rasch als mög-
lich aus dem Land geholt werden. «Seit
Monaten erhöht sich die Zahl gezielter
Anschläge auf Vertreter der Zivilgesell-
schaft», sagt Gerber. «Für solche Perso-
nen ist der Flüchtlingsstatus realistisch.»

Bis jetzt hat die Schweiz zumindest
die Rückführungen nach Afghanistan
bis auf weiteres ausgesetzt. Zudem wer-

den keine neuenWegweisungen verfügt.
Am Freitag stellte der Staatssekretär für
Migration, Mario Gattiker, in Aussicht,
dass neben den Mitarbeitern des Büros
der Direktion für Entwicklung und Zu-
sammenarbeit (Deza) in Kabul 38 ein-
heimische Deza-Mitarbeiter und ihre
Familien in die Schweiz geflogen wer-
den sollen. Hier sollen sie ein humani-
täres Visum beantragen können.Ausge-
gangen wird von rund 200 bis 250 Per-
sonen. Diese Rückholaktion ist nach
wie vor im Gang, wie Michael Steiner,
der Sprecher des Aussendepartements
(EDA), auf Anfrage sagt.

Mit Blick auf die enormen Schwie-
rigkeiten, Menschen aus dem Land her-
auszuholen, bleibt offen, wie rasch der
Bund weitere Rückholaktionen einlei-
ten kann. Derzeit befinden sich rund 20
Schweizerinnen und Schweizer noch in
Afghanistan, darunter Angestellte von
internationalenHilfsorganisationen.Das
EDA sei mit ihnen teilweise in Kontakt,
sagt Steiner. Es sei aber unklar, wer aus-
reisen wolle und wer nicht. Es könne
davon ausgegangen werden, dass ein-

zelne ihreArbeit auch unter dem neuen
Regime fortsetzen wollen.

Die Frage des Familiennachzugs

«DieAufnahme eines grösseren Kontin-
gents von mehreren tausend Personen
durch die Schweiz ist angesichts der sich
abzeichnenden humanitären Katastro-
phe angezeigt», sagt AI-Sprecher Beat
Gerber. Die vom Bund angekündigte
Aufnahme von Ortskräften und ihren
Familien sei ein wichtiger Schritt. «An-
gesichts Hunderttausender von Men-
schen, die neu in die Flucht getrieben
wurden, wird allerdings eine grössere
Geste der Solidarität nötig sein, wie sie
die Schweiz Ende der 1990er Jahre mit
derAufnahme von rund 50 000 Kosova-
rinnen und Kosovaren gezeigt hat.»

Der Bundesrat dürfte sich an seiner
Sitzung am Mittwoch mit dem Thema
befassen. Gelöst werden muss insbe-
sondere die Frage des Nachzugs für
Familienangehörige von Afghaninnen
undAfghanen in der Schweiz.Mit ihren
Wortmeldungen haben die linken Par-

teien den Ton für die Debatte vorge-
geben. Die SVP reagierte am Dienstag
mit einer Medienmitteilung und lehnte
ein Kontingent für Flüchtlinge aus
Afghanistan kategorisch ab. «Das wäre
eine Einladung für Hunderttausende
Afghanen, in die Schweiz, nach Europa
zu kommen.» Noch einen Schritt wei-
ter geht die Junge SVP. Sie fordert den
Bundesrat auf, unverzüglich Verhand-
lungen aufzunehmen, damit in der
Schweiz asylsuchende Afghanen direkt
an die Behörden der USA weitergelei-
tet werden können. Die USA sollen da-
mit «nach dem Verursacherprinzip» für
ihren Rückzug ausAfghanistan die Ver-
antwortung übernehmen.

Egal, von welcher Seite die Forderun-
gen kommen: Zwischen Anspruch und
Realität klafft am Ende immer eine er-
hebliche Lücke. Zu Beginn der Flücht-
lingskrise riefenHilfsorganisationen den
Bundesrat im Januar 2015 in einem offe-
nen Brief dazu auf, 100 000 Menschen
aus Syrien aufzunehmen. Bis Anfang
2020 nahm der Bund schliesslich 4300
Flüchtlinge in der Schweiz dauerhaft auf.

Härtefälle im Asylwesen nehmen zu
Afghanen erhalten häufiger eine Aufenthaltsbewilligung – Flüchtlingshelfer halten die Schweizer Praxis dennoch für zu restriktiv

TOBIAS GAFAFER

Ali Ghulam Amiri kam während der
letzten Flüchtlingskrise 2015 in die
Schweiz, versteckt unter einem Last-
wagen von Griechenland über Italien.
Der junge Afghane begann Deutsch zu
lernen und eine Lehre in einer Käse-
rei im bernischen Gantrisch-Gebiet zu
absolvieren.Doch 2020 lehnte der Bund
sein Asylgesuch ab, weil er wahrschein-
lich nicht aus Afghanistan stamme. Er
sei ohneAufenthaltsbewilligung in Paki-
stan aufgewachsen, sagt Amiri. Seine
Familie sei aus Afghanistan geflüchtet,
nachdem die Taliban seinen Vater ge-
tötet hätten. Amiri musste die Lehre
und Schule abbrechen. Weggewiesene
Asylbewerber dürfen nicht arbeiten
oder eine Ausbildung absolvieren und
erhalten nur noch das Nötigste. Dies
soll den Druck erhöhen, in die Heimat
zurückzukehren. Doch Amiri stellte
ein Härtefallgesuch. Sein Lehrmeister,
ein Mitglied der SVP-Ortspartei, und
Flüchtlingshelfer setzen sich für ihn ein.
Die lokale Presse nahm den Fall auf und
sprach von einem Musterbeispiel der
Integration. Vor kurzem haben die Be-
hörden Amiris Gesuch bewilligt.

Weggewiesene Asylsuchende wie
Amiri und vorläufig Aufgenommene
können unter gewissen Bedingungen
ein Härtefallgesuch stellen, um nach-
träglich das Bleiberecht zu erhalten.
Die Zahl der Personen, die diese Mög-
lichkeit nutzen, nimmt zu,wie die Statis-
tik des Staatssekretariats für Migration
(SEM) zeigt. Im Vergleich zur Vorjah-
resperiode bewilligte dieses 2021 deut-
lich mehr Härtefallgesuche: Im ersten
Halbjahr waren es 2323 positive Ent-
scheide, während es im ganzen letzten
Jahr rund 3000 waren.

Afghanen, Eritreer, Tibeter

«Die Härtefallgesuche steigen in den
meisten Kantonen», sagt Marcel Suter,
Präsident der Vereinigung der kanto-
nalen Migrationsbehörden. Am meis-
ten Gesuche kamen von Afghanen, wie
bereits in denVorjahren – vor Eritreern
undTibetern.Alleine im laufenden Jahr
erhielten bis anhin rund 750 afghanische
Staatsbürger nachträglich das Bleibe-
recht. Eine Entwicklung, die sich ange-
sichts der Krise am Hindukusch mittel-
fristig noch verstärken dürfte.

Abgewiesene Asylbewerber wie
Amiri machen allerdings nur einen
kleinen Teil der Härtefalle aus. Bei
den meisten bewilligten Gesuchen von
Afghanen handelt es sich um vorläu-
fig Aufgenommene. Das sind Personen,
deren Wegweisung unmöglich ist, ob-

wohl sie kein Asyl erhalten haben. Das
SEM führt die Zunahme auf die hohen
Migrationszahlen in den Jahren um die
Flüchtlingskrise von 2015 zurück. Die
Schweiz hat viele Afghanen vorläufig
aufgenommen. Diese können eine Aus-
bildung machen und Sprachkurse besu-
chen.Bei gelungener Integration dürfen
sie nach fünf Jahren eine Härtefallbewil-
ligung beantragen.

Für abgewiesene Asylbewerber wie
Amiri ist es deutlich schwieriger, das
Bleiberecht zu erhalten. Sie dürfen nicht
arbeiten und erhalten lediglich Nothilfe.
Das macht es anspruchsvoll, die Anfor-
derungen zu erfüllen. Verlangt wird,
dass die Integration trotz den Hürden
fortgeschritten ist. «Personen, die eine
Härtefallbewilligung erhalten, müssen
sich vom illegalenAufenthalt abgesehen
absolut korrekt verhalten haben», sagt
Alexander Lieb, der Leiter des Luzer-
ner Migrationsamts. Ein schwerwiegen-
der Härtefall sei in der Regel zudem
erst gegeben, wenn sich der abgewie-
sene Asylbewerber seit rund zehn Jah-
ren in der Schweiz aufhalte.

Flüchtlingshilfsorganisationen kriti-
sieren, die Praxis sei zu restriktiv. Die
Behörden sollten den Status von abge-

wiesenen Asylbewerbern aus Ländern
wieAfghanistan legalisieren, sagt Daniel
Winkler, Pfarrer in Riggisberg und Mit-
glied einer Aktionsgruppe. Er spricht
von einer Quadratur des Kreises. Kaum
jemand stelle einem abgewiesenenAsyl-
bewerber, der nicht arbeiten dürfe, eine
Stelle in Aussicht.

Winkler plädiert für eine Differenzie-
rung. Die Langzeitfälle der weggewie-
senen Asylbewerber in der Nothilfe
stammten vor allem aus Ländern, in
denen minimale rechtsstaatliche Struk-
turen fehlten. «Niemand geht freiwil-
lig nachAfghanistan, Eritrea oder Tibet
zurück, und Ausschaffungen sind nicht
möglich», sagt er.Die Betroffenen könn-
ten nicht mit Personen aus nordafrikani-
schen Ländern oder aus Nigeria gleich-
gestellt werden. «Da sind die Verhält-
nisse zwar auch nicht besonders gut,
aber eine Rückkehr ist möglich.»

«Falsche Signale»

Kritikern von rechts ist die Härtefall-
praxis der Behörden dagegen zu lasch.
Die Aargauer SVP-Nationalrätin Mar-
tina Bircher, Mitglied der Staatspoliti-
schen Kommission, sieht die Zunahme

der Gesuche kritisch. «Damit werden
Leute belohnt, die die Schweiz verlassen
müssten und im Asylverfahren wahr-
scheinlich bereits durch alle rechtlichen
Instanzen gegangen sind.» Es gebe gute
Gründe, wenn jemand einen negati-
ven Entscheid oder nur eine vorläufige
Aufnahme erhalten habe. Laut Bircher
wird mit der nachträglichen Regulari-
sierung das Asylrecht missbraucht. Es
würden immer wieder herzzerreissende
Geschichten über weggewiesene Asyl-
suchende kursieren, die ihre Lehre ab-
brechen müssten, sagt sie. «Meist han-
delt es sich aber um Wirtschaftsflücht-
linge und nicht um Personen, die an Leib
und Leben bedroht sind.»Wer sich eini-
germassen gut anstelle, erhalte trotz-
dem eine Aufenthaltsbewilligung. «Die
Behörden setzen mit den bewilligten
Härtefallgesuche falsche Signale.»

Für die Härtefallgesuche sind die
Kantone zuständig. Bewilligen sie ein
Ersuchen, sind die Chancen gross, dass
auch der Bund zustimmt. Die Kantone
würden in den meisten Fällen nur gut
begründete und dokumentierte Fälle
unterbreiten, sagt eine Sprecherin des
SEM. Die Erteilung einer Härtefall-
bewilligung setze stets eine umfassende

Interessenabwägung voraus. Eine sol-
che Ausnahmegenehmigung dürfe nur
erteilt werden, wenn das private Inter-
esse des Betroffenen am Aufenthalt in
der Schweiz höher zu gewichten sei als
der Vollzug der Ausweisung.

Den Kantonen ist bewusst, dass
Härtefallgesuche eine Gratwanderung
darstellen. «Wer nachträglich eine Auf-
enthaltsbewilligung erhält, wird im Ver-
gleich mit anderen abgewiesenen Asyl-
suchenden, die die Schweiz freiwil-
lig verlassen haben oder ausgeschafft
worden sind, ungleich behandelt», sagt
Suter von den kantonalen Migrations-
ämtern.Doch wenn weggewieseneAsyl-
suchende jahrelang in der Nothilfe blie-
ben, belaste dies die Kantone finanziell.
Eine Härtefallbewilligung könne eine
sinnvolle Lösung sein – bei Personen,
die nicht in ihre Heimat zurückkönn-
ten, nicht straffällig geworden seien und
integriert werden könnten.

Manche Kantone suchen aktiv

Die Bedingungen für Härtefallbewil-
ligungen sind national geregelt. Den-
noch gibt es in den Kantonen substan-
zielle Unterschiede.Der Kanton Zürich,
aus dem die meisten der bewilligten Ge-
suche stammen, sucht seit 2017 unter
den abgewiesenenAsylbewerbern aktiv
nach Härtefällen, die die Kriterien er-
füllen.Auch der Kanton St. Gallen ging
2018 von sich aus auf rund 50 abgewie-
sene Asylsuchende zu. Es handelte sich
um Personen, die seit rund zehn Jahren
in der Nothilfe lebten und die Kriterien
einer Integration erfüllten.Andere Kan-
tone verzichten dagegen auf eine Suche
nach potenziellen Härtefällen, darunter
Luzern und Bern. Personen mit einer
rechtskräftigen Wegweisung hätten die
Pflicht, die Schweiz zu verlassen, sagt ein
Sprecher des BernerAmts für Bevölke-
rungsdienste. Eine aktive Information
über die Härtefallkriterien würde impli-
zieren, dass der Kanton die Entscheide
des SEM oder des Bundesverwaltungs-
gerichts anzweifle.

Unabhängig von der kantonalen
Praxis dürfte die Zahl der Härtefall-
gesuche weiter ansteigen, wenn die
Krise in Afghanistan anhält. Vergan-
gene Woche hat der Bund Rückfüh-
rungen in das Land gestoppt. Schon bis
anhin war der Anteil der afghanischen
Asylbewerber, die Schutz oder eine
vorläufige Aufnahme erhalten, über-
durchschnittlich hoch.

Ali GhulamAmiri ist auch angesichts
der jüngsten Entwicklungen froh, dass
er legal in der Schweiz bleiben kann.Am
Montag hat er seineAusbildung wieder-
aufgenommen.

Blick aus einemAsylzentrum im Sarganserland. 2021 haben bereits rund 750Afghanen nachträglich das Bleiberecht erhalten. KEYSTONE
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Professor will nur noch Geimpfte im Hörsaal
An Universitäten könnte sich das Virus besonders schnell verbreiten – ein Basler Dozent erhöht nun den Druck auf Ungeimpfte

SIMON HEHLI, DANIEL GERNY, FRANK SIEBER

«Solange ungeimpfte und ungetestete
Studierende in Hörsälen zugelassen
sind, werde ich keine Präsenzvorlesung
an der Universität anbieten.» Mit die-
sem Statement hat Dominique de Quer-
vain kurz vor Beginn des Herbstsemes-
ters im September in ein Wespennest
gestochen. Auf Twitter verkündete der
Professor für Neurowissenschaft an der
Universität Basel, dass seine Studieren-
den vorerst mit Online-Vorlesungen
vorliebnehmen müssen.

Zustimmung auf Twitter

Auf diese klare Ansage hat de Quer-
vain zahlreiche Reaktionen bekommen,
nicht nur positive. Gegenüber der NZZ
erklärt er, es gehe ihm um die Gesund-
heit der Studentinnen und Studenten,
aber auch um seine eigene. Er verweist
darauf, dass die 20- bis 29-Jährigen der-
zeit am stärksten von Covid-19-Infek-
tionen betroffen seien. In dieser Alters-
gruppe ist bis jetzt rund die Hälfte ge-
impft, bei angehenden Akademikern
dürfte diese Quote noch etwas höher lie-
gen. «Doch selbst wenn nur 30 oder 40
Prozent Ungeimpfte im Hörsaal sässen,
wäre es fahrlässig, solche Veranstaltun-
gen durchzuführen», sagt de Quervain,
der bis im April der Covid-Task-Force
des Bundesrates angehörte.

In einem schlecht belüfteten Saal
mit Hunderten von Anwesenden, die
den Abstand nicht einhalten könnten

und teilweise nur wenig wirksame Stoff-
masken trügen, sei das Ansteckungs-
risiko viel zu hoch. Die Ungeimpften
gefährden laut de Quervain nicht nur
jene, die sich aus medizinischen Grün-
den nicht impfen lassen können, son-
dern auch die Geimpften. Diese seien
zwar relativ gut geschützt gegen einen
schweren Verlauf von Covid-19, aber
nicht völlig gegen eine Ansteckung ge-
feit. «Und je nach Studie leiden bis zu 20
Prozent der Infizierten an Long Covid.

Für Studierende dürften vor allem die
langanhaltenden neurologischen Sym-
ptome wie Erschöpfung, Konzentra-
tions- und Gedächtnisprobleme ein
grosses Problem darstellen.»

De Quervain sagt, er habe mehr als
fünfzig zustimmende Rückmeldungen
von anderen Schweizer Professorinnen
und Professoren erhalten. Auch auf
Twitter lösten seine Wortmeldungen
innert Kürze Dutzende von Reaktio-
nen aus. So schreibt der Basler Psych-
iater Andreas Papassotiropoulos: «Ich
kann dem nur beipflichten. Werde ge-
nauso verfahren.» Die Universität lässt
die Professoren gewähren. «Die Dozie-
renden können entscheiden, ob sie ihre
Vorlesung weiterhin online anbieten
möchten», sagt der Sprecher Matthias
Geering.

Doch die Universitätsleitung scheint
nicht ganz glücklich mit dem Vorgehen
von de Quervain oder Papassotiropou-
los: Die Studiendekane der Fakultäten,
welche die Lehre verantworten, seien
«klar der Meinung, dass die Studie-

renden möglichst in Präsenz unterrich-
tet werden sollen», erklärt Geering. Die
überwiegende Zahl der Professorinnen
und Professoren werde diesem Wunsch
nachkommen.

Für alle – oder für keinen

Für de Quervain sind die Online-Vor-
lesungen nur eine Verlegenheitslösung.
Lieber wäre es ihm,wenn Schweizer Uni-
versitäten nur noch geimpfte und kürz-
lich genesene Personen zu Präsenzveran-
staltungen zulassen würden, so wie das
zahlreiche US-Hochschulen handhaben.
Dass das in der Schweiz kaum machbar
ist, weiss der Neurowissenschafter. Als
Alternative fordert er deshalb, dass das
Covid-Zertifikat verbindlich würde für
Lehrveranstaltungen – und diese damit
auch für negativ auf Corona getestete
Personen zugänglich wären.

Vorlesungen nur noch gegen Vor-
weisung des Covid-Zertifikats: Dieses
Szenario könnte noch an Bedeutung ge-
winnen, falls das Gesundheitswesen wie-

der an seine Belastungsgrenze käme und
stärkere Einschränkungen des öffent-
lichen Lebens nötig würden. Die Hotel-
fachschule in Lausanne verlangt schon
heute von sämtlichen Studierenden und
Angestellten ein Covid-Zertifikat.

Die schweizerischen Universitäten
wollen von einem solchen Schritt bis jetzt
allerdings nichts wissen. Beim Dachver-
band Swissuniversities heisst es, die Kan-
tone seien für diese Frage zuständig.An
der Universität Zürich kommt das Zerti-
fikat in Lehrveranstaltungen, in der For-
schung und bei der Arbeit «nicht zum
Einsatz», wie es in einem Schreiben an
die Studierenden schon Ende Juni hiess.
Auch in Basel lehnt man die Zertifi-
katspflicht ab: «Eine solche würde be-
deuten, dass Ungeimpfte sich mehrfach
wöchentlich testen müssten», erklärt der
Sprecher Geering.

Im Klartext bedeutet dies, dass Prä-
senzveranstaltungen entweder für alle
offen bleiben – oder ganz entfallen.
Für Studentinnen und Studenten, die
geimpft sind, wäre dies frustrierend.

Sie müssten die Lehrveranstaltungen
wieder online verfolgen, obwohl von
ihnen selber nur eine geringe Infek-
tionsgefahr ausgeht.

Unis wollen kein Kontrollregime

Der Bund hat sich zur Frage einer mög-
lichen Zertifikatspflicht an Hochschu-
len bisher nicht zweifelsfrei geäussert.
Felix Uhlmann, Staatsrechtsprofessor an
der Universität Zürich, ist jedoch «klar
der Auffassung», dass Universitäten
den Nachweis verlangen könnten, etwa,
wenn sie die Kosten der Tests überneh-
men würden: «Es besteht ein grosses In-
teresse an Präsenzunterricht», erklärt er
gegenüber der NZZ.

Die Universität Zürich hält eine Dif-
ferenzierung nach Immunitätsstatus für
Vorlesungen zwar für «denkbar», falls
es ein gleichwertiges Online-Angebot
für ausgeschlossene Studierende gäbe.
Dies erklärte die Hochschule in einem
Diskussionspapier, das Andrea Büchler,

Professorin für Privatrecht und Rechts-
vergleichung, im Auftrag von Justiz-
direktorin Jacqueline Fehr verfasst
hat. Doch im Uni-Alltag sei ein sol-
ches Modell nicht umsetzbar. Die Zu-
trittskontrolle sei schon aus praktischen
Gründen kaum möglich, es könnte sich
lediglich um Stichproben handeln. Aus-
serdem sprächen kulturelle Gründe da-
gegen: Professorinnen,Assistenten oder
andere Angestellte würden in Kontroll-
funktionen gedrängt, «die ihr Verhältnis
zu den Studierenden beeinträchtigen»
würden. Auch die dezentrale Organisa-
tion der Universität verunmögliche den
Zutritt per Zertifikat.

Ähnlich sieht es die Universität Basel:
Eine Variante mit Präsenzunterricht für
Geimpfte und Online-Vorlesungen für
Ungeimpfte «ist nicht Teil unseres Sze-
narios», so Geering. Allerdings würden
Veranstaltungen mit grosser Teilnehmer-
zahl meist auch digital angeboten.

Vorlesungen nur noch
gegen Vorweisung
des Covid-Zertifikats:
Dieses Szenario könnte
noch an Bedeutung
gewinnen.

Der Bund möchte 10 000 Senioren pro Woche testen
Die neue Strategie des BAG sieht Speicheluntersuchungen bis im kommenden Frühling vor – die Umsetzung dürfte schwierig werden

CHRISTOPH EISENRING

Die Bekämpfung der Corona-Pande-
mie war lange Zeit ein Blindflug. An-
fang 2020 wusste man wenig über die
Inzidenz, die Dunkelziffer war hoch.
Deshalb hatten Wissenschafter schon
im März 2020 gefordert, zum Beispiel
wöchentlich eine repräsentative Stich-
probe aus der Bevölkerung auf das
Virus zu testen. Doch das passierte nie,
obwohl es eine kostengünstige Mass-
nahme gewesen wäre.

Impfdurchbrüche entdecken

Mittlerweile ist die Situation eine an-
dere. Die Hälfte der Schweizerinnen
und Schweizer ist vollständig geimpft.
Doch die Delta-Variante ist hartnäckig,
wie die markant steigenden Ansteckun-
gen zeigen. Und es stecken sich auch ge-
impfte Menschen an. Der Impfschutz bei
der Delta-Variante ist zwar reduziert:
Zunächst war man von 80 Prozent und
mehr ausgegangen, Studien aus Israel
deuten aber eher auf 50 bis 60 Prozent
hin, womit das Virus auch öfter weiterge-
geben würde. Die Impfung bleibt aber in
jedem Fall wertvoll, da schwere Krank-
heitsverläufe bei infizierten Geimpften

sehr selten sind. Bundesrat Alain Berset
kündigte vorige Woche an, dass es in der
Normalisierungsphase darum gehe, eine
Überlastung des Gesundheitswesens zu
vermeiden. Dagegen hilft in erster Linie
die Impfung, doch will man darüber hin-
aus bösen Überraschungen vorbeugen.
Deshalb plant der Bundesrat erstmals
Stichproben, allerdings nicht bei der
gesamten Bevölkerung, sondern nur
bei der Risikogruppe der über 70-Jäh-
rigen. Den Vorschlag, über den zuerst
der «Blick» berichtet hatte, hat er ver-
gangene Woche den Kantonen zur Ver-
nehmlassung geschickt.

Doch was ist damit gemeint? Ab Sep-
tember sollen wöchentlich 10 000 Senio-
rinnen und Senioren getestet werden,
erklärt das Bundesamt für Gesundheit
(BAG) auf Anfrage. Dieser Altersklasse
gehören in der Schweiz 1,2 Millionen
Personen an. Die Speicheltests sind zu-
nächst bis im Frühling angesetzt – mit der
Hoffnung, dass sie ab dann nicht mehr
nötig sind, weil sich die epidemiologische
Lage entspannt haben wird. Wie genau
eine solche Prüfung organisiert werden
soll, sei in Abklärung. Einfach wird das
allerdings nicht, da Senioren zu Hause,
aber auch in Institutionen wohnen und
sich ihr Gesundheitszustand stark unter-

scheidet. Ein Start im September scheint
da äusserst sportlich.

Weshalb setzt das BAG bei der
Risikogruppe der Älteren an? Bei ihnen
fällt die Immunreaktion auf die Impfung
weniger stark aus als bei Jüngeren. Sie
bilden also weniger Antikörper und sind
deshalb für einen Impfdurchbruch an-
fälliger. Sollte es bei den Risikogrup-
pen vermehrt zu Ansteckungen kom-
men, könnte die Regierung mit Mass-
nahmen reagieren, bevor die Plätze in
den Spitälern und den Intensivbetten
wieder knapp werden. Der Bund will
durch die rollierende Stichprobe auch
Klarheit darüber gewinnen, wie häufig
diese Impfdurchbrüche sind. Offen ist,
wie die Ergebnisse publiziert werden
– die wöchentlichen Lageberichte des
BAG wären eine Möglichkeit.

Abwasser im Fokus

Die zweite Neuerung betrifft die sys-
tematische Testung des Abwassers von
Kläranlagen auf Spuren von Corona-
viren. Derzeit werden sechs solcher An-
lagen regelmässig untersucht, es sol-
len aber viel mehr werden, so dass ein
Einzugsbereich abgedeckt würde, in
dem zwei Drittel der Bevölkerung le-

ben. Diese Analysen helfen, Cluster von
Corona-Ansteckungen ausfindig zu ma-
chen. Und sie gelten als lokales Früh-
warnsystem. Solche Analysen sind fer-
ner billiger im Vergleich zu Corona-Tests
beim Menschen. Die Abwasser sollen
drei Mal pro Woche untersucht werden.

Die Teststrategie hat sodann vier
weitere, bereits bestehende Elemente:
Erstens geht es dabei um Tests von
Menschen, die Symptome haben. Zwei-
tens werden die Corona-Tests von
Armeeangehörigen weitergeführt, also
von einrückenden Rekruten und WK-
Soldaten. Das sind bis zum nächsten
Frühling rund 140 000 Personen. Als
zentral erachtet das BAG, drittens, die
wöchentlichen Tests in Schulklassen,
weil in Schulen die Sprösslinge aus
allen Teilen der Gesellschaft zusam-
menkommen. Wöchentliche Speichel-
Pooltests gelten deshalb als gute Über-
wachungsmethode. Das Gros der Kan-
tone will diese durchführen. Allerdings
gibt es auch solche, die nur bei Ausbrü-
chen testen werden. Beim BAG ist man
überzeugt, dass man durch solche repe-
titiven Tests das Infektionsgeschehen im
Griff behält – oder wieder in den Griff
bekomme, wie sich etwa in den Kanto-
nen Uri und Zug gezeigt habe.

Viertens schliesslich sind da die
repetitiven Tests bei Firmen und Insti-
tutionen. Hier geht es zum Beispiel
um Heime, aber auch um Branchen,
die viele Saisonarbeiter beschäftigen
wie der Gastrobereich. Besonders bei
den Hoteliers ist die Motivation mit-
zumachen da, weil sie bei Ausbrüchen
ihre Häuser schliessen müssten. Ein
klassischer Industriebetrieb, bei dem
bereits 80 Prozent und mehr geimpft
sind, ist dagegen nicht das primäre
Zielpublikum.

Mit diesem mehrstufigen Testkon-
zept will man ein Szenario wie letz-
ten Herbst verhindern. Diese Gefahr
wird zwar immer geringer, je mehr
Menschen geimpft sind. Doch derzeit
hat die aggressive Delta-Variante des
Virus unter den Ungeimpften noch
viele Wirte zur Auswahl, weshalb die
Überwachung wichtig bleibt. Dies ge-
schieht nicht, um ungeimpfte Erwach-
sene zu schützen, die bisher zu bequem
waren, einen Impftermin zu vereinba-
ren, sondern um eine Überlastung des
Gesundheitswesens abzuwenden. Da-
bei leuchtet es ein, dass Testen günsti-
ger ist, als wenn in einer Hauruckaktion
doch noch einmal strengere Massnah-
men verfügt werden müssten.

Dominique
de Quervain
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Universität BaselPD
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